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9 0 502/05

LANDGERICHT BONN

BESCHLUSS

In dem Rechtsstreit

des Herrn Rechtsanwalt Herbert Spoelgen, handelnd als Testamentsvollstrecker, Thomas‑Mann‑Str. 45, 53111 Bonn,

Klägers,

Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Herbert Spoelgen, Thomas‑Mann‑Str.  45, 53111 Bonn (168/05) 

g e g e n

die Firma ... Kapitalanlagegesellschaft mbH, vertreten durch ihre Geschäftsführer, ...

 Beklagte,

Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt ...

hat die 9. Zivilkammer des Landgerichts Bonn

durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht Wagner, den Richter am Landgericht Meimberg und den Richter Dr. Nicknig 

am 23.01.2006

b e s c h l o s s e n :

Die Kosten des Rechtsstreits werden der Beklagten auferlegt.

Gründe:

I.
Der Kläger ist Testamentsvollstrecker über den Nachlass des verstorbenen .... Angeordnet ist insoweit Dauertestamentsvollstreckung.

Zum Nachlass, den der Kläger zu verwalten hat, gehört unter anderem ein 45/100​-Miteigentumsanteil an dem Hausgrundstück ... in Bonn. Eigentümerin dieses Miteigentumsanteils ist Frau ... als Vorerbin des Erblassers. Die Nacherbenregelung ist im Grundbuch ebenso eingetragen wie der entsprechende

Testamentsvollstreckervermerk.

Der Beklagten stehen aus dem vor dem LG Bonn ergangenen Urteil ... gegen die Vorerbin Frau .. Forderungen in Höhe von 74.922,65 € und 20.096,61 € jeweils nebst Zinsen zu. Die Forderungen richten sich gegen Frau ... ... privat, es handelt sich um keine Nachlassforderungen. Die Beklagte besitzt insoweit auch keinen Titel gegen den Kläger. Unter dem 12.10.2004 und dem 11.11.2004 hat die Beklagte auf dem besagten 45/100‑Miteigentumsanteil entsprechende Zwangssicherungshypotheken eintragen lassen.

Der Kläger ist der Ansicht, dass die Zwangsvollstreckung in den 45/100-Miteigentumsanteil unwirksam gewesen sei, da nicht ein gegen ihn gerichteter Titel vorgelegen habe.

Zeitgleich mit der erhobenen Drittwiderspruchsklage hat der Kläger gegen die Eintragung der Zwangssicherungshypotheken gemäß § 71 GBO Beschwerde beim Grundbuchamt eingelegt. Daraufhin sind diese am 18.11.2005 gelöscht worden. Nunmehr haben die Parteien den Rechtsstreit in der Hauptsache für erledigt erklärt und stellen wechselseitige Kostenanträge.

Die Beklagte behauptet, es habe kein Rechtsstschutzbedürfnis für die Drittwiderspruchsklage bestanden, da mit den Rechtsbehelfen nach §§ 766 ZPO, 71 GBO ein schnellerer und kostengünstigerer Weg bestanden habe. Des Weiteren sei die Klage auch unbegründet gewesen. Der Kläger sei durch die Eintragung der Zwangssicherungshypotheken nicht in eigenen Rechten verletzt worden; zudem sei die Eintragung mit den Betreuern der Miteigentümerin  abgestimmt worden.

II.

Die Kosten des Rechtsstreits sind gemäß § 91a Abs. 1 S. 1 ZPO der Beklagten aufzuerlegen. Dies entspricht billigem Ermessen unter Berücksichtigung des bisherigen Sach‑ und Streitstandes. Die vom Kläger erhobene Klage war zulässig und begründet.

Die Klage war zulässig.

Sie war als Drittwiderspruchsklage gemäß § 771 ZPO statthaft. Der Kläger hatte behauptet, ihm stünde als Drittem an dem entsprechenden 45/100‑Grundstücksanteil ein die Veräußerung hinderndes Recht zu. Anerkannt ist, dass der Testamentsvollstrecker als Dritter anzusehen ist und Drittwiderspruchsklage erheben kann, wenn in den von ihm verwalteten Nachlass ohne gegen ihn gerichteten Titel vollstreckt wird (vgl. Zöller‑Stöber, ZPO, 23. Auflage, § 748 Rn. 10; Thomas‑Putzo, ZPO, 26. Auflage, § 771 Rn. 20).

Das LG Bonn war gemäß § 771 ZPO örtlich zuständig.

Schließlich bestand auch das erforderliche Rechtsschutzbedürfnis. Diese fehlt grundsätzlich in der Zeit zwischen dem Beginn der Vollstreckung in den streitigen Gegenstand ‑ vorliegend die Eintragung der Zwangssicherungshypotheken ‑ bis zur vollständigen Beendigung der Zwangsvollstreckung nicht. Soweit angenommen wird, dass das Rechtsschutzbedürfnis fehlt, wenn der Dritte die Möglichkeit hat, auf einfacherem und billigerem Weg zum Ziel zu kommen, ergibt sich hieraus kein anderen Ergebnis. Vorliegend kam für den Kläger neben der Drittwiderspruchklage die Einlegung der Beschwerde nach § 71 Abs. 2 GBO in Betracht. Eine Erinnerung nach § 766 ZPO war hingegen entgegen der Ansicht der Beklagten ausgeschlossen; insoweit ist die Regelung des § 71 GBO vorrangig (OLG Köln ZMR 1996, 140; MünchKomm‑Eickmann, ZPO, 2. Auflage, § 868 Rn. 74). Dabei ist aber zu beachten, dass die Beschwerde nach § 71 Abs. 2 GBO und die Drittwiderspruchsklage nach § 771 ZPO grundsätzlich nebeneinander statthaft sind, da sie jeweils eine andere Zeilrichtung haben. Zudem führt die Beschwerde nach § 71 Abs. 2 GBO nur zur Löschung der Eintragung oder zur Eintragung eines Widerspruches, eine rechtskraftfähige Entscheidung über die (Un-)Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung in den jeweiligen Gegenstand ist nur im Wege der Klage nach § 771 ZPO zu erreichen. Schließlich ist vorliegend auch nicht zu sehen, dass bereits bei der Erhebung der Drittwiderspruchsklage die Beschwerde nach § 71 Abs. 2 GBO erkennbar ohne Risiko den Kläger zum Ziel geführt hätte.

Die Drittwiderspruchklage war auch begründet. Dem Kläger stand als Dritten ein die Veräußerung hinderndes Rechts an dem 45/100‑Miteigentumsanteil zu. Es wurde in einen Nachlassgegenstand vollstreckt, obwohl entgegen § 748 Abs. 1 ZPO kein gegen den Kläger gerichteter Titel vorlag. Die Verwaltung und Verfügung über Nachlassgegenstände wie den 45/100‑Miteigentumsanteil oblag nach § 2205 BGB ausschließlich dem Kläger.

Die von der Beklagten vorgetragenen Einwände tragen nicht. Bereits die Eintragung der Zwangssicherungshypothek beeinträchtige den Kläger in seinen Rechten aus § 2205 BGB. Dass bereits die Eintragung einer Hypothek die Verwaltung eines Grundstückes, beispielsweise im Hinblick auf eine geplante Veräußerung, beeinträchtigt bzw. erschwert, bedarf keiner weiteren Vertiefung. Dass die Eintragung möglicherweise mit den Betreuern der Vorerbin abgesprochen war, ist irrelevant. Die Entscheidung über die Eintragung ein Hypothek stand wegen § 2205 BGB nicht der Vorerbin ..., sondern ausschließlich dem Kläger zu.

Wagner 




Meimberg  




Dr. Nicknig

